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Beinahe jeden Tag wird eine homo- oder transphob motivierte Straftat
registriert
LSVD fordert Bund-Länder-Programm gegen homo- und transphobe Gewalt

Laut Innenministerium hat es 2017 im vergangenen Jahr mindestens 300 homophob

oder transphob motivierte Straftaten gegeben. So viele Fälle wurden nach Angaben des

Bundesinnenministeriums registriert. Dazu erklärt Stefanie Schmidt, Sprecherin des Lesben-

und Schwulenverbandes (LSVD):

Mindestens 300 Fälle im Jahr heißt: Beinahe jeden Tag wird eine homo- oder transphob motivierte

Straftat in Deutschland registriert. Im Entwurf des Koalitionsvertrags von CDU/CSU und SPD [/

newsletters/newsletter-2018/beinahe-jeden-tag-wird-eine-homo-oder-transphob-motivierte-

straftat-registriert.html]  heißt es, dass alle Menschen unabhängig von ihrer sexuellen Identität

frei und sicher leben können sollen. Das ist offensichtlich nicht der Fall. Der Lesben- und

Schwulenverband (LSVD) fordert ein umfassendes Bund-Länder-Programm gegen homo- und

transphobe Gewalt inklusive Präventionsmaßnahmen und konsequenter Strafverfolgung. Das

muss Aufgabe der nächsten Bundesregierung werden. Eine offene Gesellschaft muss allen

Menschen garantieren, jederzeit, an jedem Ort, ohne Angst und Anfeindung verschieden zu sein.

Dabei wird längst nicht jeder homo- und transphobe Übergriff wird erfasst. Es braucht ein

verbessertes Meldeverfahren sowie einen regelmäßigen Austausch zwischen Polizei und

Community. Das würde die Anzeigebereitschaft erhöhen und die Dunkelziffer von nach wie vor

80% senken. Polizei, Opferschutz und Justiz müssen sensibilisiert sein. Homo- und Transphobie

in allen Aktionsplänen und Programmen zur Gewaltprävention ausdrücklich berücksichtigt werden.

Der Lesben-und Schwulenverband (LSVD) ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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